Rede Doro Moritz
Landesvorsitzende Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft Baden-
Wiirttemberg

1. Mai, Pforzheim, DGB-Region Nordschwarzwald

Es qilt das gesprochene Wort!

Liebe Kolleginnen,

liebe Kollegen,

Arbeit fur alle bei fairem Lohn. Unter dieses Motto hat der Deutsche Gewerkschafts-
bund den 1. Mai im Jahr 2009 gestellt. 2009 ist fir den DGB ein besonderes Jahr. Er
wird 60. Im Oktober 1949 wahlte der DGB, der einheitliche Bund der deutschen

Gewerkschaften, Hans Bockler zum ersten DGB-Vorsitzenden.

Seit 60 Jahren engagieren sich der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften fir
Demokratie, Freiheit, Gerechtigkeit, Solidaritat, Toleranz und Chancengleichheit. Fir
diese Ziele werden Gewerkschaften auch in Zukunft eintreten. Das ist Aufgabe der
Funktionarinnen und Funktionare. Das ist aber auch Aufgabe jedes einzelnen
Gewerkschaftsmitglieds. Nur gemeinsam kénnen wir das gesellschaftliche, politische

und soziale Leben unserer Gesellschaft gestalten!

Der 1. Mai 2009 steht im Zeichen einer Finanz- und Wirtschaftskrise riesigen Aus-
malfdes. Gerade in dieser Krise, die uns die Banken und Industrieriesen mit ihren
verantwortungslosen und profitgierigen Managern eingebrockt haben, missen
Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter einfordern, dass Arbeithehmerrechte und
das Recht auf Arbeit erst recht in Krisenzeiten gelten. Diese Krise hat ihre Ursache
auch in der weltweiten Nachfrageschwache. Deshalb fordern wir selbstbewusst
gerade auch in Krisenzeiten splrbare Gehaltserhéhungen ein. Sie sind das beste

Konjunkturprogramm!

Deshalb ist es gut, dass ihr alle gekommen seid!



Ich danke dem DGB Region Nordschwarzwald fur die Mdglichkeit als neue Landes-
vorsitzende der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft zu euch zu sprechen. Ich
komme, wie viele von euch, seit Jahrzehnten nach Pforzheim zur Kundgebung. Ich
wohne seit mehr als 30 Jahren in Heimsheim, war dort viele Jahre Grund- und
Hauptschullehrerin und ich bin auch sonst nicht weit her. Ich stamme aus

Kieselbronn.

Der 1. Mai steht unter dem Motto ,Arbeit fur alle bei fairem Lohn“. Es wird euch nicht
Uberraschen, dass ich als Vorsitzende der Bildungsgewerkschaft betone: Gute
Bildung und Chancengleichheit sind Grundvoraussetzung flir die Chancen auf fairen
Lohn.

Faire Chancen auf dem Arbeitsmarkt setzen voraus, dass alle Kinder und alle
Jugendlichen in der frihkindlichen Bildung und in der Schule faire Chancen auf
bestmogliche Entwicklung und Bildung bekommen. Das Land Baden-Wurttemberg
hat diesen Anspruch in Artikel 11 der Landesverfassung festgeschrieben. Dort heif3t
es: ,Jeder junge Mensch hat ohne Rucksicht auf Herkunft oder wirtschaftliche Lage
das Recht auf eine seiner Begabung entsprechende Erziehung und Ausbildung. Das
offentliche Schulwesen ist nach diesem Grundsatz zu gestalten®. Dieser Rechts-

anspruch wird in Baden-Wlrttemberg permanent verletzt und gebrochen.

In keinem anderen Land der OECD hangt der Schulerfolg so sehr von der sozialen
Herkunft ab wie in Deutschland. Ein Kind aus einer Akademikerfamilie hat immer
noch sechs Mal groRere Chancen aufs Gymnasium zu kommen als ein Kind aus
einer Arbeiterfamilie. Ich fordere Ministerprasident Oettinger auf, endlich durch
vernunftige bildungspolitische Entscheidungen fir Chancengleichheit zu sorgen! Ich
erwarte, dass er nicht nur plakativ das Kinderland Baden-W(rttemberg ausruft,

sondern eine klare Kurskorrektur in der Haushalts- und Bildungspolitik vornimmt!

Lasst mich diese ungerechte und konzeptionslose Bildungspolitik mit Beispielen

belegen:
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Ich beginne mit der frihkindlichen Bildung. Baden-Wirttemberg bildet bundesweit
das Schlusslicht bei der Zahl der Kinderbetreuungsplatze unter drei Jahren. Jeder
vernunftige Mensch weil3, dass es wesentlich effektiver und auch billiger ist, frih zu
investieren statt spat zu reparieren. Trotzdem weigert sich das Land Baden-Wrt-
temberg konsequent, eine gute Sprachférderung in den Kindertageseinrichtungen
und Grundschulen zu installieren. Sprachférderung wird ausschlieRlich durch die
Landesstiftung finanziert. Es ist ein Skandal, dass die Landesstiftung kunftig nur
noch Kinder unter finf Jahren fordern will. Geférdert werden soll auf3erdem nur noch,

wenn sechs Kinder Forderbedarf haben.

Ist das faire Bildungspolitik, wenn ein Kind nur dann geférdert wird, wenn funf andere
auch forderbedurftig sind? Nein, das ist nicht fair! Auf dem flachen Land wird es dann

keine Sprachférderung mehr geben.

Statt fur Sprachférderung gibt die Landesregierung 10,6 Millionen flr Sprachstands-
tests aus. Es hilft den Kindern nicht, wenn Musterlandle mit seiner Testeritis an
Kindertageseinrichtungen und Schulen Weltmeister wird. Liebe Kolleginnen und
Kollegen, Sprache lernt man nicht durch Testen, sondern durch Sprechen. Deshalb
brauchen Erzieherinnen zusatzliche Zeit und eine bessere Ausbildung, um die
individuelle Sprachférderung und die vielfaltigen anderen Aufgaben der Starkung

und Unterstutzung der Kinder besser leisten zu konnen!

Es ist kein fairer Lohn, dass sich im Bildungsbereich die Bezahlung nach dem Alter
der Kinder richtet! Wer mit kleinen Kindern arbeitet, bekommt in unserem Land ein
kleines Gehalt, wer mit gréferen Kindern arbeitet, bekommt ein grélReres Gehalt.
Deshalb ist das Gehalt nicht nur bei den Erzieherinnen und den wenigen Erziehern
niedrig, sondern auch bei den Lehrerinnen und den wenigen Lehrern an Grund-
schulen. Nein, das ist nicht fair! Denn die Arbeit mit kleinen Kindern ist keinesfalls
weniger wert, im Gegenteil: Sie legt die entscheidenden Grundlagen. Mein
besonderer Grul} gilt deshalb heute den Kolleginnen und Kollegen, die mit ver.di und
der GEW in den Tarifauseinandersetzungen im Sozial- und Erziehungsdienst stehen.
Sie streiten fur einen besseren Arbeits- und Gesundheitsschutz und fur fairen Lohn,

d.h. fur Erzieherinnen Eingruppierung in Gruppe 9 und nicht wie bisher in Gruppe 6.
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Dieser Arbeitsplatz muss attraktiver werden. Sonst kann der Rechtsanspruch auf
einen Krippenplatz bis zum Jahr 2014 nicht eingelost werden! Fast 50.000 zusatz-

liche Erzieherinnen und auch Manner brauchen wir daftr.

Statt kleinem Gehalt brauchen wir im Kindergarten und in der Grundschule kleinere
Gruppen, damit die kleinen Persénlichkeiten in ihrer Entwicklung gefordert und

unterstitzt werden konnen.

Wir brauchen mehr Zeit fur die Lehrerinnen und Lehrer, die in Zusammenarbeit mit
den Eltern investiert wird. Es reicht nicht aus zu sagen, Eltern mussen ihre
Erziehungsaufgabe wahrnehmen und sie dann mit dieser groen Aufgabe alleine zu
lassen in einer Gesellschaft, die durch Profit, Prestige und Egoismen gepragt ist und

keine Grenzen kennt.

Wisst ihr, dass sich trotz aller mit Selbstlob gespickten Pressemitteilungen des
Kultusministeriums im Kinderland Baden-Wurttemberg die Unterrichtsversorgung in
den letzten 20 Jahren nicht verbessert, sondern verschlechtert hat? Gleichzeitig
wurde die Arbeit mit Schilerinnen und Schilern immer schwieriger. Die jahrlichen
Zahlen des Statistischen Landesamtes sprechen eine klare Sprache: An den Grund-
und Hauptschulen hat sich die Lehrerversorgung gegenuber 1985 um 4 Prozent
verschlechtert. An den Realschulen um 19 Prozent, am Gymnasium um 15 Prozent.
Verwunderlich ist deshalb nicht, dass es an den Grund- und Hauptschulen je Klasse
und Woche nur 15 Minuten Férderunterricht gibt. Die Stundenzahl fir Sprach-

forderung hat sich in den vergangenen funf Jahren halbiert.

Bezogen auf das Brutto-Inlandsprodukt sind die Bildungsausgaben in den vergange-
nen Jahren kontinuierlich zurickgegangen und liegen in Deutschland weit unter dem
OECD-Durchschnitt. 7 Prozent wurden uns beim Bildungsgipfel der Kanzlerin, dem

Gipfel der Unverbindlichkeiten, versprochen!

Zu fairen Chancen in der Bildung gehort die Diskussion um die Hauptschule, um die
Frage, ob Kinder Uber die Grundschule hinaus gemeinsam lernen sollen. Ich frage
euch: Warum soll das, was in der Grundschule vier Jahre lang funktioniert, in Klasse

5 nicht mehr funktionieren? In der Grundschule sind Kinder aller Begabungen
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gemeinsam im Unterricht. Nur noch 17 Lander in Europa sortieren die Kinder nach
Klasse 4 auseinander. Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, 16 Lander davon liegen in
Deutschland. Es geht nicht darum, durch langeres gemeinsames Lernen die
Leistungsanforderungen zu reduzieren, damit womadglich alle mit Abitur die Schule
verlassen. Nein. Es geht darum, dass das fruhe Sortieren in schulische Schubladen
die Abhangigkeit der Bildungschancen von der sozialen Herkunft zementiert. Kinder,
die mit der Hauptschulempfehlung aussortiert werden, werden beschamt, sie sehen
fur sich keine berufliche Perspektive. Dass es anders geht, beweisen nahezu alle
anderen OECD-Staaten. Die Schule ist fur die Kinder da, nicht die Kinder fur die
Schule. So lange wir unterschiedliche Schulschubladen haben, ist es leicht zu sagen,
dieses Kind gehort nicht in diese Schule. Wir dirfen kein Kind zurlicklassen — diese
Philosophie des skandinavischen Bildungswesens muss auch zur Leitlinie der

deutschen Bildungs- und Sozialpolitik werden.

Was macht die baden-wurttembergische Landesregierung anstatt das Sortieren in
Schubladen endlich zu beenden: Sie erfindet eine neue Schublade. Werkrealschule
heil’t sie. Sie ist fur mich aktiver und planmafiger Betrug der Hauptschulerinnen und
Hauptschuler um ihre Bildungschancen — versprochen hatte die Landesregierung
etwas anderes. Nicht einmal die Halfte wird die Werkrealschule erfolgreich

abschlieflRen.

Oettinger und Kultusminister Rau erklaren die Hauptschule zur Schule der ,praktisch
Begabten®, sie lassen aber flr den Werkrealschulabschluss ausgerechnet nur nach
den Noten in Deutsch, Mathematik und Englisch aussortieren. Sie geben aber in
diesen Fachern weder den Starken noch den Schwachen in den Hauptschulen eine
einzige zusatzliche Stunde. Ein Ministerium, das versucht, die Werkrealschule als

Fortschritt zu verkaufen, hat die Bezeichnung "Bildungsministerium" nicht verdient.

Ich erwarte von Kultusministerium auch fur die Beruflichen Schulen schnelles
Handeln. In diesem Sommer bestehen grofRe Probleme beim Ubergang nach dem
mittleren Bildungsabschluss auf berufliche Gymnasien und Berufskollegs. Zwei
Jahrgange aus dem allgemein bildenden Gymnasium aus G 8 und aus G 9 wollen
auf berufliche Gymnasien, Berufskollegs und in andere berufliche Bildungsgange

gehen. Der Lehrermangel an den Beruflichen Schulen verhindert das, obwohl die
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Schulerinnen und Schiler den geforderten Notendurchschnitt erreicht haben. Es

stehen viel zu wenige Schulplatze zur Verfligung.

Ist es fair, dass das Land Bildungsabschlisse Uber die beruflichen Schulen verspricht
und dann nicht genugend Platze schafft? Nein, das ist Verrat an der Berufsperspek-

tive motivierter Jugendlicher!

Um Chancengleichheit herzustellen, brauchen wir Ganztagsschulen. Sie tragen dazu
bei, die Nachteile der sozialen Herkunft auszugleichen, dort kann der Lernort zum
Lebensort werden. Mit der Ganztagesschule light a la Baden-Wirttemberg geht das
allerdings nicht. Wer Ganztagsschule auf Ehrenamtlichen aufbaut, hat kein Konzept.
Hochstens 45 Minuten pro Tag an zusatzlicher Zeit finanziert das Kinderland Land
Baden-Wdrttemberg. Das ist keine zukunftsweisende Bildungspolitik!

Den Schulen fehlt professionelle Hilfe wie z.B. Schulsozialarbeiter/innen. Keinen

Euro zahlt das Land dafur.

Nach der Amokdrohung 2006 wurde die Zahl der Schulpsycholog/innen in Baden-
Wdrttemberg verdoppelt. Das hort sich toll an. In Wirklichkeit wurden aus 50
Schulpsycholog/innen 101 - fir 1,5 Millionen Schilerinnen und Schiler. Damit ist das

Kinderland Baden-Wirttemberg immer noch Schlusslicht in der Republik!

Lasst mich noch einen Satz zur Werbekampagne der Landesregierung um Lehrerin-
nen und Lehrer sagen. Mit ,Sehr guten Morgen Frau Lehrerin“ wirbt das Land Baden-
Warttemberg in der ganzen Republik auf grof3flachigen Plakatwanden um Lehrerin-
nen und Lehrer. Warum? Seit vielen Jahren wurden die hier ausgebildeten
Lehrerinnen und Lehrer mit befristeten Vertragen von Ferien zu Ferien beschaftigt.
Deshalb wanderten sie in andere Bundeslander ab. Was ich jetzt sage, ist kein Witz:
Letzten Sommer haben Lehrerinnen und Lehrer wie Ublich in dieser Situation fur die
Sommerferien Hartz IV beantragt. Um die Leistungen zu bekommen, mussten sie
rund ums Karlsruher Wildparkstadion taglich drei Stunden Laub sammeln, Rasen
mahen und Hecken schneiden, um dann nach den Sommerferien wieder beim Staat
in Lohn und Brot zu sein. Ihr gewerkschaftlicher Rechtsschutz hat inzwischen ihre

Interessen erfolgreich vor Gericht vertreten!
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Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, wir brauchen ein gut ausgestattetes Bildungs-
wesen in staatlicher Verantwortung, und zwar unabhangig von der Finanzkraft der
Kommunen. Und wir brauchen nicht nur ein Konjunkturprogramm Il, damit es nicht
mehr in die Schulen rein regnet und neue Fenster eingebaut werden kdonnen.
Deutschland braucht allein im Bildungsbereich jahrliche Mehrinvestitionen in Hohe
von 30 Milliarden Euro, um das skandinavische Mittelmald zu erreichen. Das brachte

neue Arbeitsplatze und wirde unser Land fit flr die Zukunft machen.

Nur durch gute padagogische und sozialpadagogische Arbeit kdnnen wir verhindern,
dass Versaumnisse in der Entwicklung der kleinen Personlichkeiten, ihrer Fahig-
keiten und Begabungen in wenigen Jahren zu einem gesellschaftlichen Konflikt-
potenzial riesigen Ausmales werden. Es geht dabei nicht nur um Migrantinnen und
Migranten. Es geht um sozial Benachteiligte. Zu fairen Chancen gehért auch die
Beseitigung der Kinderarmut. Mehr als 3.000 Schulkinder sind in Pforzheim von
Armut betroffen oder unmittelbar bedroht. Armut belastet, Armut grenzt aus, Armut
bedeutet Verlust der Wurde. Armut verursacht Perspektiv- und Hoffnungslosigkeit.
Bildungsarmut und materieller Armut gehéren zusammen. Wer nichts lernt, bleibt

arm. Ein Leben lang.

Wenn in vielen Schulen kaum ein Hauptschuler eine Lehrstelle findet, missen wir

uns nicht wundern, dass die Jugendlichen resignieren und aggressiv werden.

Wir brauchen nicht nur einen Schutzschirm flr Arbeitsplatze. Wir brauchen auch

einen Schutzschirm fur Ausbildungsplatze.

Nur noch eine Minderheit der Betriebe bildet aus. Das hat fatale Folgen: Frustration,
Resignation und das Gefuhl tberflissig zu sein, machen sich breit. Wer keinen Platz
in unserer Gesellschaft findet, wird schnell abgestempelt und gibt sich selbst auf.
Wer 50 und mehr Bewerbungen geschrieben hat, selten eine Antwort bekommt,
Praktika in Hulle und Fulle macht und Gelegenheitsjobs annimmt, wie soll der sich in
dieser Gesellschaft noch wohl fliihlen? Die Chancen aller jungen Menschen missen
verbessert werden. Dies gilt insbesondere fiur Jugendliche mit Migrationshintergrund,
Hauptschulerinnen und Hauptschuler sowie leistungsschwachere oder behinderte

Jugendliche.
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In was flr einer Gesellschaft leben wir, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, in der
wegen angeblich leerer Kassen weder fur Bildung noch flir soziale Grundsicherung
das notwendige Geld vorhanden ist, wo aber plotzlich Hunderte Milliarden herge-

zaubert werden, um Banken zu retten!

Stattdessen wird Bildung privatisiert und Kosten mehr und mehr auf den Einzelnen
abgewalzt. Das beginnt beim teuren Luxus-Kindergarten und reicht bis zur privaten
Hochschule. Das ist der falsche Weg! Das verscharft die soziale Spaltung in der

Gesellschaft und muss politisch bekampft werden.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, Finanz- und Wirtschaftskrisen sind keine Schick

salsschlage! Die jetzige Krise hat den Menschen glasklar deutlich gemacht: Zugel-
lose Markte sind kein Erfolgsrezept fur Wohlstand — im Gegenteil, sie drohen welt-
weit die wirtschaftliche Basis von Staaten und ihren Blrgerinnen und Blrgern zu
zerstoren. Seit Jahren haben Gewerkschaften die fehlende soziale Verantwortung
staatlichen und unternehmerischen Handelns beklagt. Und jetzt sollen genau wir, die

vor den Folgen gewarnt haben, die Zeche zahlen? Nicht mit uns!

Marktglaubigkeit, Deregulierung, Privatisierung, Shareholder-Value-Kapitalismus und
die Gier nach kurzfristiger Gewinnmaximierung, das Schielen auf Aktienkurse haben
diese Krise verursacht. Viele, die daran mitgewirkt haben, waschen ihre Hande jetzt
in Unschuld. Lasst uns die Bankmanager nicht vergessen: |hre unbegrenzte
Schamlosigkeit treibt die Weltwirtschaft in den Ruin. Trotz Verantwortlichkeit fur
Milliardenverluste erhielten die Vorstandsvorsitzenden der DAX 30-Unternehmen
haben im vergangenen Jahr durchschnittlich 5,3 Millionen Euro. Das ist ein neuer
Rekord! Ihre Bezlge sind in den vergangenen zehn Jahren um Uber 240 Prozent

gestiegen. Das ist obszdn! Ich sage: Nicht mit uns!

Daher fordern wir den Gesetzgeber auf, die im Aktiengesetz formulierte

Angemessenheit der Vorstandsvergutung endlich zu konkretisieren!

Vertrauen in die Politik braucht einen handlungsfahigen Staat, der Gerechtigkeit

schafft statt Reiche noch reicher zu machen.
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Deshalb lautet unser Motto am 1. Mai, dem Tag der Arbeit: ,Arbeit fir alle bei fairem
Lohn®.

Gute Arbeit ist kein Privileg, sondern das Recht aller Menschen. Deshalb treten wir
ein fur den Erhalt von Arbeitsplatzen, flr Arbeit fir alle und fir Existenz sichernde

Lohne. Nur das garantiert auch im Alter ein Leben ohne Armut.

Die Zahl der Menschen, die eine normale unbefristete und ihrer Qualifikationen
entsprechend bezahlte Beschaftigung haben, nimmt ab. Ungeregelte Beschafti-
gungsverhaltnisse, zeitlich befristet und gering bezahlt, mit deutlich schlechteren
Standards sozialer Sicherheit drohen von der Ausnahme zur Regel zu werden.
Deshalb ist es wichtig, dass die Tarifpolitik das wichtigste Instrument zur Umsetzung
und Gestaltung von Arbeitnehmerinteressen in den Betrieben ist und bleibt und
Gewerkschaften weiterhin flr Entgelterh6hungen und fir die Beschaftigungs-
sicherung eintreten. Wir fordern die Arbeitgeber auf, auftragsschwache Zeiten
konstruktiv zu nutzen und Beschaftigung zu stabilisieren. Dazu gehdrt insbesondere

die Qualifizierung von Beschaftigten.

Den Betriebs- und Personalraten kommt eine Schlusselrolle bei der Arbeitsplatz- und
Lohngestaltung, bei der Beschaftigungssicherung zu. Sie kdnnen die Arbeitsbe-
dingungen im Betrieb und Unternehmen verbessern. Und sie tun es jeden Tag!
Betriebsrate missen mit umfassenden Mitbestimmungsrechten bei der Sicherung
und Fdérderung von Beschaftigung, der Standortsicherung und Qualifizierung
ausgestattet werden. Wir erwarten von der Bundesregierung, dass sie hierfur die
gesetzlichen Grundlagen schafft und die Einflussmaoglichkeiten der Betriebsrate

verbessert!

Wir mussen die Forderung in den Mittelpunkt stellen: Von der Arbeit muss man leben
kénnen! Mehr als 2,5 Millionen Menschen mussen in Deutschland mit Armutsiéhnen
auskommen. 1,3 Millionen Beschaftigte sind trotz Arbeit auf ergdnzende Sozial-
leistungen angewiesen. Damit geht fast jeder vierte erwerbsfahige Hartz IV-Empfan-

ger einer abhangigen Erwerbstatigkeit nach. Es ist menschenunwiurdig, Arbeitslose in
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Beschaftigungsverhaltnisse zu zwingen, die ihnen selbst bei Vollzeittatigkeit keine

Existenzgrundlage bieten.

Wir brauchen den Mindestlohn. Bei 7,50 Euro wirde auch der Staat profitieren. Er
konnte mindestens 1,5 Milliarden Euro an Hartz-Ausgaben sparen. Das zweite, was
wir brauchen, sind armutsfeste Sozialleistungen. Die Hartz IV-Regelsatze schitzen

nicht vor Armut.

Beim Thema faire L6hne muss immer noch Uber die Ungleichheit der Bezahlung
zwischen Mannern und Frauen geredet werden. Es ist nach wie vor emporend:
Frauen verdienen in Deutschland 22 Prozent weniger als Manner. Einkommens-
differenzen zwischen Frauen und Mannern existieren europaweit, aber vor allem in
Deutschland ist diese Entgeltlicke besonders grof3.

Noch viel schlimmer, sie vergrof3ert sich sogar. Das hat viel damit zu tun, dass
Frauen immer starker in Teilzeitarbeit und prekare Beschaftigungsverhaltnisse wie

Minijobs abgedrangt werden.

Auch junge Beschaftigte brauchen und wiinschen sich vor allem einen sicheren

Arbeitsplatz und ein ausreichendes Einkommen.

Die zunehmend schwierige und unsichere Lebenslage junger Menschen darf nicht
langer ignoriert werden. Wir werden daher weiterhin Missstande aufdecken, den

Betroffenen zur Seite zu stehen und nach Lésungen suchen.

Wir wollen ,,Gute Arbeit” flr alle Beschaftigten, ob jung oder alt, weiblich oder mann-
lich. Und das bedeutet flr uns Ausbildungsplatze flr alle, Jobs statt Schein-Praktika,
unbefristete Vertrage statt Projektarbeit, soziale Sicherung statt Schein-Selbstandig-
keit, angemessene Einkommen statt Armut trotz Arbeit, Mitbestimmung statt Angst

und Erpressbarkeit.

Das Vertrauen in Politik und in die Wirtschaft kann nur gestarkt werden, wenn faire

Arbeitsbedingungen gesetzlich geregelt werden.
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Es ist schon paradox: Der gestaltende Staat ist gefragt wie selten in den letzten
Jahren und gleichzeitig wollen ihm viele noch weiter an die finanzielle Substanz und

die Steuern fuir Unternehmen und Wohlhabende immer weiter senken.

Diese Steuersenkungen der letzten Jahre sind Teil der heutigen Einnahmekrise. Es
muss darum gehen, dass gerade die Einnahmen aus den gerechten Steuern — also
progressive Einkommensteuer, Kérperschaftsteuer, und Erbschaftssteuer deutlich
erhoht werden und die Vermogenssteuer wieder eingeflhrt wird. Wir brauchen mehr

Staatseinnahmen und nicht um weniger!

Dass der Staat sich Handlungsspielraume erhalt, ist leider nicht selbstverstandlich.

Wir erleben gerade das Gegenteil — Stichwort Schuldenbremse.

Was sich irgendwie plausibel anhéren soll — der Staat soll sich nicht Gber immer
weitere Kreditaufnahmen zusatzlich verschulden — ist in Wahrheit ein groRes politi-
sches Desaster, das wir der Foderalismusreform verdanken! Die Schuldenbremse,
die jetzt fur Bund und Lander ins Grundgesetz geschrieben werden soll, wird die
offentlichen Haushalte knebeln! Wer eine solche Regel ins Grundgesetz schreibt,

lasst den Staat verarmen und verspielt die Moglichkeit, Zukunft aktiv zu gestalten.

Die geplante Neuregelung ist ein Angriff auf den Sozialstaat! Die Schuldenbremse
verhindert Investitionen in Bildung und Soziales. Die Schuldenbremse darf nicht ins

Grundgesetz!

Was wir auch nicht brauchen ist die Rente mit 67. Sie wird fur viele nichts anderes
als eine Rentenkiirzung. Wenn sie es namlich nicht schaffen, bis zum 67. Lebensjahr
zu arbeiten, werden sie mit hdheren Abschlagen in Rente geschickt. Deswegen
bleiben wir bei unserer Ablehnung der Rente mit 67. Wie unglaubwurdig das
Argument ist, die Renten und auch die Pensionen seien nicht mehr finanzierbar,
zeigt ein Blick auf die Kosten. 5 Mrd. kostet die Abwrackpramie in diesem Jahr. 5
Mrd. warde auch die Beibehaltung der Rente mit 65 kosten. Und sie wlrde vor allem
den jungen Menschen, die sich eine Berufs- und Lebensperspektive aufbauen

wollen, eine Chance lassen.
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Immer deutlicher wird, dass hdhere wirtschaftliche Wachstumsraten allein keinen
sozialen Fortschritt fir die Menschen bedeuten, wenn damit noch groRere Zerstérung
und Gefahrdung der Umwelt, Gesundheit und allgemeiner Lebensqualitat verbunden
sind. Deshalb mussen die Inhalte des Wachstums im Sinne eines qualitativen

Wachstums verandert werden.

Qualitatives Wachstum heif3t fir uns: Umwelt- und sozialvertragliches Wachstum,
das Wohlstand und Beschéaftigung vermehrt, die Arbeits- und Lebensbedingungen
sowie die Umweltqualitat verbessert, den Rohstoff- und Energieeinsatz verringert und

dazu beitragt, die Kosten im Gesundheits- und Umweltbereich langfristig zu senken.

Mit 6kologischer Industriepolitik wird die Umweltpolitik auf eine neue zukunftsfahige
Grundlage gestellt, die Umwelt, Innovation, Wachstum und Beschéaftigung als Einheit
begreift. Und deshalb halten wir nach wie vor am Atomenergieausstiegsbeschluss
fest. Er schafft Platz und Planungssicherheit fiir moderne, zukunftsfahige und

umweltfreundliche Energietechnologien.

Lasst mich noch eine grolde gesellschaftliche Aufgabe ansprechen. Wir brauchen
einen anderen, einen fairen Umgang mit Migrantinnen und Migranten. Sie sind rund

ein Funftel der Bevolkerung in Deutschland.

Migrantinnen und Migranten sind Teil der kulturellen Vielfalt in den Kommunen. Sie
sind nicht wegzudenken aus den Unternehmen und Betrieben. Und Migrantinnen und
Migranten sind in den Gewerkschaften und Betriebsraten aktiv. Dennoch: Vielen von
ihnen wird mangelnder Integrationswillen unterstellt! Anscheinend die billigste Art und
Weise, um von den realen 6konomischen und sozialen Defizite unserer Gesellschaft
abzulenken. Die mit der Einwanderung verbundenen Herausforderungen und Prob-
leme durfen nicht tabuisiert werden. Deshalb haben sich die Gewerkschaften an der
Entwicklung des Nationalen Integrationsplans beteiligt und eingefordert, die Beseiti-
gung struktureller Missstande im Bildungssystem sowie die politischen und ékono-
mischen Ausgrenzungsprozesse zum Schwerpunkt der Integrationspolitik zu

machen.

In politischer Dimension eine grof3e Herausforderung bilden die Rechtsextremen.
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Fast schon jede Woche rufen Rechtsextreme zu Aufmarschen auf. Die Anlasse sind
vielfaltig. Und leider kann auch Pforzheim dazu Beispiele beitragen. Der heidnische

Sturm, die Nagoldfront, die Vorgange am Kepler-Gymnasium, ...

Die zunehmende Gewaltbereitschaft der Neonazis und Rechtsextremen muss die
Politik aufritteln und zum Handeln bewegen. So wichtig ein Verbot der NPD und
anderer neonazistischer Organisationen ist, so notwendig ist die gesellschaftliche
Auseinandersetzung mit rechtsextremen und rassistischen Einstellungen, die bis weit
in die Mitte der Bevolkerung reichen. Rassistische Einstellungen sind nicht abhangig

vom sozialen Status.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, jeder und jede Einzelne von uns ist aufgefordert,
Zivilcourage zu zeigen, Position zu beziehen. Und naturlich erwarten wir dasselbe

von den politisch Verantwortlichen und allen gesellschaftlich relevanten Kraften.

Und deshalb kdmpfen wir fur gleiche Rechte und die Gleichbehandlung, unabhangig

von Herkunft, Hautfarbe, Geschlecht, Alter oder einer Behinderung.

Unsere Positionen sind klar. Wir missen sie im Superwahljahr bei den Kommunal-,
Europa- und Bundestagswahlen thematisieren. Gewerkschaften sind parteipolitisch

unabhangig, aber wir sind politisch!

Alle Parteien beziehen sich in ihren Wahlaussagen direkt oder indirekt auf die

Arbeits- und Lebensbedingungen der abhangig beschaftigten Menschen.

Es ist daher nicht nur das Recht, sondern auch die Pflicht von Gewerkschaften die
Wahlaussagen aller Parteien 6ffentlich zu bewerten und sie mit eigenen Forderungen

zu konfrontieren.

Am 7. Juni 2009 wahlen wir eine starke und selbstbewusste Volksvertretung —
unsere Vertretung.

Lasst uns gemeinsam die progressiven Krafte im Europaischen Parlament starken
und daflr sorgen, dass die Regierungen in Europa merken, dass es Zeit fur ein

neues Europa ist, fur ein soziales Europa!
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Arbeit fir alle — aber bei fairem Lohn, das braucht Europa mehr denn je. Das Prinzip
gleicher Lohn fur gleiche Arbeit am gleichen Ort sollte eigentlich eine Selbstverstand-
lichkeit in Europa sein. Es wurde aber zuletzt durch eine Serie von Urteilen des
Europaischen Gerichtshofs in Frage gestellt. In diesen Urteilen, bekannt unter den
Namen Viking, Laval, Riffert und Luxemburg, hat der Europaische Gerichtshof
deutlich gemacht, dass in Europa die wirtschaftlichen Grundfreiheiten von Unter-
nehmen Uber die Rechte von Arbeitnehmerinnen und Arbeithehmer gestellt werden.
Diese Urteile haben schwerwiegende Folgen: Sie schreiben den Mitgliedstaaten der
EU und den Gewerkschaften vor, wie in Europa Arbeitsbedingungen festzulegen sind
— ein nicht hinnehmbarer Eingriff in unsere Tarifautonomie! Lohn- und Sozialdumping

wird damit Tar und Tor geoffnet.

Gleicher Lohn fur gleiche Arbeit am gleichen Ort — daflir stehen wir!

Zeigen wir gemeinsam unsere Starke. Auf der Stral3e.
Am 14. Mai fangen wir im Rahmen der Kampagne des europaischen Gewerkschafts-
bunds mit einer Grolddemonstration in Spanien an, gefolgt von kraftvollen

Demonstrationen in Brussel am 15. Mai und in Berlin und Prag am 16. Mai.
Wir lassen uns nicht gegeneinander ausspielen, wir agieren, wir kampfen zusammen.

Fir einen Sozialpakt in Europa und fiir eine bessere und nachhaltige Krisenbewalti-

gung! Fir eine gerechte, soziale und demokratische Gesellschaft!
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	Liebe Kolleginnen,
	liebe Kollegen,
	Arbeit für alle bei fairem Lohn. Unter dieses Motto hat der Deutsche Gewerkschafts�bund den 1. Mai im Jahr 2009 gestellt. 2009 ist für den DGB ein besonderes Jahr. Er wird 60. Im Oktober 1949 wählte der DGB, der einheitliche Bund der deutschen Gewerkschaften, Hans Böckler zum ersten DGB-Vorsitzenden.
	Deshalb ist es gut, dass ihr alle gekommen seid!
	Ich danke dem DGB Region Nordschwarzwald für die Möglichkeit als neue Landes�vorsitzende der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft zu euch zu sprechen. Ich komme, wie viele von euch, seit Jahrzehnten nach Pforzheim zur Kundgebung. Ich wohne seit mehr als 30 Jahren in Heimsheim, war dort viele Jahre Grund- und Hauptschullehrerin und ich bin auch sonst nicht weit her. Ich stamme aus Kieselbronn.

